
7. Sicherheit für Frauen im öffentlichen Raum 

Frauen und Mädchen haben das Recht auf Bewegungsfreiheit, Sicherheit und 
Selbstbestimmung im öffentlichen Raum. 

Unsere Forderung: 

• Konsequente Benennung und Bekämpfung religiös begründeter 
Frauenfeindlichkeit 

• Keine Toleranz gegenüber sexualisierter Gewalt, Belästigung und 
Einschüchterung 

• Öffentlicher Raum darf kein Ort der Anpassungspflicht für Frauen sein 

 

8. Keine Institutionalisierung des Islam 

Der Staat darf keine Religion institutionalisieren, privilegieren oder als politischen 
Partner etablieren. 

Unsere Forderung: 

• Keine staatliche Anerkennung oder Förderung islamischer Organisationen 

• Keine religiösen Parallelstrukturen 

• Gleiche Distanz des Staates zu allen Religionen 

 

Unser Grundsatz 

Der Staat schützt Menschenrechte. 

Nicht Religionen. 

Nicht Ideologien. 

Ein demokratischer Rechtsstaat lebt von Klarheit, nicht von falscher Toleranz. 
Von Freiheit, nicht von Tabus. 
Von Gleichberechtigung, nicht von kulturellen Ausnahmen. 
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Acht Forderungen 

für Menschenrechte, Meinungsfreiheit, Säkularität und Demokratie 

gegen muslimische Opfernarrative und Unterwanderung 

Der politische Islam fordert Sichtbarkeit, Akzeptanz und Einfluß. Dazu dienen 
offizielle Termine wie der Gedenktag gegen Islamfeindlichkeit, die 
Aktionswochen gegen antimuslimischen Rassismus, der Tag der offenen 
Moschee und die muslimischen Kulturwochen. Damit werden zentrale 
Probleme unserer Gesellschaft verschleiert, notwendige Kritik delegitimiert 
und fundamentale Prinzipien des liberalen Rechtsstaats untergräbt. 

Statt reale Bedrohungen klar zu benennen, werden religiöse Ideologien 
moralisch immunisiert. Statt Menschenrechte kompromisslos zu verteidigen, 
wird Kulturrelativismus salonfähig gemacht. Statt gefährdete Gruppen 
wirksam zu schützen, wird der Fokus politisch verschoben. 

Diese Entwicklung ist gefährlich – für Frauen und Mädchen, für jüdisches 
Leben, für Meinungsfreiheit und für die demokratische Ordnung insgesamt. 

 

Forderungskatalog 

1. Konsequente Trennung von Staat und Religion 

Der demokratische Rechtsstaat ist weltanschaulich neutral. 
Religionen dürfen weder privilegiert noch vor Kritik geschützt werden. 

Unsere Forderung: 

• Strikte Trennung von staatlichen Institutionen und religiösen Akteuren 

• Keine Sonderrechte, keine Sonderrücksichten, keine religiösen 
Einflussnahmen 

• Verteidigung der Säkularität als Grundlage von Freiheit und Gleichheit 

 

2. Das Recht auf Freiheit von Religion 

Religionsfreiheit ist kein Zwang zur religiösen Akzeptanz. 
Sie umfasst ausdrücklich das Recht, Religionen abzulehnen, zu kritisieren oder zu 
verlassen. 

Unsere Forderung: 

• Schutz der negativen Religionsfreiheit 

• Schutz von Religionskritikern, Ex-Muslimen und säkularen Stimmen 

• Keine Einschränkung der Meinungsfreiheit zugunsten religiöser Gefühle 

 3. Antisemitismus konsequent fokussieren und bekämpfen 

Antisemitismus ist in Deutschland und insbesondere in urbanen Zentren eine akute 
Bedrohung, die nicht nur, aber zu großen Teilen aus muslimischen Milieus erwächst. 
Jüdinnen und Juden leben unter Polizeischutz, jüdische Einrichtungen werden 
bewacht, jüdisches Leben wird eingeschränkt. 

Unsere Forderung: 

• Politische und gesellschaftliche Priorität im Kampf gegen Antisemitismus 

• Konsequenter Schutz jüdischen Lebens und jüdischer Einrichtungen 

• Keine Relativierung oder Verschiebung des Fokus durch symbolpolitische 
Gedenktage 

 
4. Keine Gefährdung demokratischer Strukturen durch islamische 

Geschlechterapartheid 

Geschlechtertrennung, religiös legitimierte Ungleichheit und patriarchale 
Normsysteme widersprechen dem Grundgesetz. 

Unsere Forderung: 

• Vorrang von Frauen- und Mädchenrechten vor religiösen Geboten 

• Keine staatliche Akzeptanz oder Förderung geschlechterdiskriminierender 
religiöser Strukturen 

• Gleichberechtigung ist nicht verhandelbar

 
5. Kein Kulturrelativismus 

Menschenrechte gelten universell. 
Sie sind nicht relativ, nicht verhandelbar und nicht kulturspezifisch einschränkbar. 

Unsere Forderung: 

• Klare Absage an Kultur- und Religionsrelativismus 

• Keine Rechtfertigung von Unterdrückung im Namen von Tradition oder 
Identität 

• Durchsetzung universeller Menschenrechte ohne Ausnahmen 

 

6. Keine Raumnahme islamischer Strukturen in Gesellschaft und Politik 

Religiöse Organisationen dürfen den öffentlichen Raum nicht dominieren und keine 
politische Macht entfalten. 

Unsere Forderung: 

• Transparenz über Finanzierung, Ideologie und Netzwerke islamischer 
Organisationen 

• Keine politische Einflussnahme religiöser Akteure 

• Schutz des öffentlichen Raums als säkularen Raum für alle 


